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Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Zusammenführung ehemals preußischen Kultur- 
gutes in Berlin 

Bezug: Kleine Anfrage 91 der Fraktion der DP 
- Drucksache 671 - 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister des Innern be- 
antworte ich die vorbezeichnete Kleine Anfrage wie folgt: 


Zu 1 

Die Frage, welche Maßnahmen in Bezug auf den ehemals preußischen 
Kunstbesitz getroffen werden können, hängt zunächst von der für 
diesen Besitz gegebenen Rechtslage ab. 

Ausgangspunkt ist das Kontrollratsgesetz Nr. 46, durch das der 
preußische Staat aufgelöst worden ist. Die Regelung der Vermögens- 
verhältnisse ist in diesem Gesetz späteren Vorschriften Vorbehalten 
worden. 

Für die amerikanisdie Zone - und damit für Hessen - hatte das 
Gesetz Nr. 19 der Amerikanischen Militärregierung vom 20. April 1949 
u. a. bestimmt, daß der Kunstbesitz treuhänderisch auf das Belegen- 
heitsland übergehe. Das Belegenheitsland sollte nach Gesetz Nr. 19 
als Treuhänder für einen noch zu bildenden den Ländern überge- 
ordneten Staat handeln. Nach Errichtung dieses Staates und auf An- 
ordnung der Militärregierung sollten die Belegenheitsländer den 
preußischen Kunstbesitz an diesen neu zu bildenden Staat übertragen. 

Für die britische Zone - und damit auch für Niedersachsen - hatte 
die Verordnung Nr. 202 der Britischen Militärregierung vom 6. Sep- 
tember 1949 u. a. bestimmt, daß bis zu einer anderweitigen deutschen 
Regelung das Land Niedersachsen die Verwaltung des ehemals 
preußischen Kunstbesitzes im Aufträge und nach Weisung der Bun- 
desregierung zu führen habe. 
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Das Gesetz Nr. 19 und die Verordnung Nr. 202 sind durch das 
Gesetz Nr. A-16 der Alliierten Hohen Kommission vom 4. Mai 1951 
aufgehoben worden. Die Länder Hessen und Niedersachsen führen 
aber tatsächlich die Verwaltung des ehemals preußischen Kunstbe- 
sitzes auch heute noch, wobei allerdings der Bund grundsätzlich 
bei allen maßgebenden Entscheidungen beteiligt wird. 

Der Verfassungsgesetzgeber hat die rechtliche Grundlage für die 
Behandlung des ehemals preußischen Vermögens in Art. 135 GG 
gegeben. Es ist nun streitig, ob der ehemals preußische Kunstbesitz 
unter die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 des Art. 135 GG fällt. 
Die zuständigen Bundesressorts bejahen diese Frage. Die sich hier 
zeigende Meinungsverschiedenheit ist für die Frage eines endgültigen 
Gesetzes hinsichtlich des ehemals preußischen Kunstbesitzes von 
wesentlicher Bedeutung. Nach Auffassung der beteiligten Bundes- 
ressorts kann der Bundesgesetzgeber die Regelung auf Grund des 
Absatzes 4 des Art. 135 GG, d. h. allein ohne Zustimmung des 
Bundesrates treffen. Nach Auffassung der Länder ergibt sich die 
Gesetzeskompetenz des Bundes lediglich aus Art. 135 Abs. 5 GG; 
danach bedürfte das zu erlassende Gesetz der Zustimmung des 
Bundesrates. 

Die vorstehenden Ausführungen zur Rechtslage dürften klarstellen, 
daß Maßnahmen zur endgültigen Regelung der Rechtsverhältnisse 
hinsichtlich des ehemals preußischen Kunstbesitzes nur durch ein 
Bundesgesetz getroffen werden können. 


Zu 2 

Zwischen der Bundesregierung und den Nachfolgeländern Preußens 
waren und sind keine Vereinbarungen beabsichtigt, um den ehemals 
preußischen Kunstbesitz auf die Bundesländer aufzuteilen und diese 
zu Eigentümern zu machen. 


Zu 3 

Das Bundesfinanzministerium hatte bereits vor vier Jahren eine 
Regelung der Rechtsverhältnisse des ehemals preußischen Kunstbe- 
sitzes durch ein Bundesgesetz vorbereitet. Der Gesetzentwurf sah 
die Überführung des Eigentums an dem ehemals preußischen Kunst- 
besitz auf den Bund vor. Gegen eine solche Regelung wurden sowohl 
seitens der Länder als auch seitens des Kulturausschusses des Deut- 
schen Bundestages Bedenken erhoben. Der Kulturausschuß des 
Bundestages empfahl in einer Entschließung, das Eigentum einer 
durch Gesetz zu errichtenden Stiftung zu übertragen. In den Organen 
der Stiftung sollten der Bund einerseits und die preußischen Nach- 
folgeländer andererseits gleichmäßig vertreten sein. Das Bundesfinanz- 
ministerium hatte im Jahre 1952 einen entsprechenden Gesetzentwurf 



aus gearbeitet. Eine Vorlage dieses Gesetzentwurfes an die gesetz- 
gebenden Körperschaften war jedoch nicht mehr möglich, da mit 
Rücksicht auf die außerordentliche Arbeitsüberlastung der gesetz- 
gebenden Körperschaften damals nur die dringendsten Gesetzesvor- 
lagen ein gebracht werden konnten. Die Bundesressorts haben jedoch 
die Erörterungen mit den Ländern über diesen Gesetzentwurf in 
der Zwischenzeit durchgeführt. Die Länder haben dabei dem Ge- 
setzentwurf bislang vor allem deshalb widersprochen, weil sie der 
Auffassung sind, daß dem Bund in der Stiftung nur ein geringerer 
Einfluß, als im Entwurf vorgesehen, eingeräumt werden könne. 
Der Gesetzentwurf und der Entwurf einer Satzung für die zu 
errichtende Stiftung liegen nach nochmaliger Umarbeitung seit län- 
gerer Zeit den Ländern zur Stellungnahme vor. Auf ausdrückliche 
Bitte der Länder ist die Weiterbehandlung der Entwürfe zunächst 
zurück gestellt worden. Es ist den Ländern inzwischen mitgeteilt 
worden, daß die Weiterbehandlung der Entwürfe keine Verzögerung 
mehr erleiden dürfe, und daß daher die Entwürfe dem Bundes- 
kabinett Mitte September zur endgültigen Beschlußfassung zugelcitet 
würden. 

Ich bemerke noch, daß in dem Gesetzentwurf als Zweck der Stiftung 
u. a. ausdrücklich die Erhaltung des sinnvollen Zusammenhangs der 
Sammlungen bestimmt worden ist. Von der Bestimmung eines Stand- 
orts für die auf die Stiftung übergehenden Werte ist wegen der 
Verschiedenartigkeit der in Betracht kommenden Sammlungen und 
Einzelwerte im Gesetz abgesehen worden. Die Entscheidung über 
die Standortfrage soll den Organen der Stiftung überlassen bleiben. 
Dabei ist vorgesehen, daß entsprechende Beschlüsse der Stiftungs- 
organe nur mit qualifizierter Mehrheit gefaßt werden können. 

Abschließend darf noch bemerkt werden, daß die Länder eine Ver- 
einbarung über die Verwaltung des ehemals preußischen Kunstbesitzes 
ausgearbeitet haben, die nach Auffassung der Länder die Regelung 
durch ein Bundesgesetz überflüssig machen soll. Der Inhalt dieser 
Vereinbarung im einzelnen ist mir nicht bekannt. Ich weiß auch nicht, 
inwieweit die Länderregierungen dem Entwurf einer solchen Ver- 
waltungsvereinbarung bereits zugestimmt haben. 


In Vertretung 

Hartmann 



